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Alternativantrag 
der Fraktion der SPD  

zu „Leitfaden zur Umsetzung der Jugendbeteiligung in Schleswig-Holstein“ 
(Drucksache 20/4111) 

Jugendliche Mitbestimmung auf kommunaler Ebene weiter stärken – 
landesweite Servicestelle für Kinder- und Jugendbeteiligung einrichten 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Schleswig-Holsteinische Landtag stellt fest, dass kommunale Kinder- und 
Jugendvertretungen eine unverzichtbare Säule lebendiger Demokratie sind. Sie 
ermöglichen, dass junge Menschen dort mitsprechen, wo Entscheidungen ihr 
direktes Lebensumfeld betreffen. Kinder und Jugendliche haben ein Recht darauf, 
ihre Lebenswelt aktiv mitzugestalten.  

Der Schleswig-Holsteinische Landtag fordert die Landesregierung daher auf, die 
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen in Schleswig-Holstein auf kommunaler 
Ebene nachhaltig zu stärken und dafür Rahmenbedingungen zu schaffen, die echte 
Mitbestimmung ermöglichen. Hierzu soll: 

1. der § 47f GO auf Wirksamkeit überprüft und ggf. ergänzt werden mit dem Ziel, 
die kommunalen Kinder- und Jugendbeteiligung zu stärken. 

2. eine landesweite Servicestelle für Kinder- und Jugendbeteiligung beim 
Landesbeauftragten für politische Bildung eingerichtet werden. Ziel der 
Servicestelle ist es, die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen an 
Entscheidungsprozessen systematisch zu fördern, zu koordinieren und zu 
unterstützen. Sie soll auch einen Leitfaden zur Umsetzung des § 47f GO auf 
kommunaler Ebene und zur Gründung von Jugendbeiräten erstellen.  
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3. die Gründung eines landesweiten Dachverbands bzw. Netzwerks für 
kommunale Kinder- und Jugendvertretungen in Schleswig-Holstein 
umfangreich unterstützt werden; 

4. dafür geworben werden, dass ehrenamtliches Engagement der Kinder und 
Jugendlichen innerhalb und außerhalb der Schule auf Beschluss der 
Klassenkonferenz und mit Zustimmung der Schülerin/des Schülers im Zeugnis 
gemäß §7 Abs. 1 Nr. 14 Zeugnisverordnung vermerkt wird; 

5. die Mitarbeit in Kinder- und Jugendvertretungen als „Ehrenamtliche Tätigkeit“ 
im Sinne von § 7 Abs. 1 Nr. 14 Zeugnisverordnung als wichtiger Grund zur 
Beurlaubung gemäß SchulG §15 vom Schulunterricht anerkannt werden; 

6. das Thema Jugendbeteiligung und ehrenamtliches Engagement in der 
schulischen Bildung und im schulischen Ganztag in der Breite stärker 
verankert werden und Aufmerksamkeit erhalten. 

 

Begründung: 

Demokratie lebt vom Mitmachen – und Mitbestimmung darf nicht erst mit 18 Jahren 
beginnen. Kinder und Jugendliche haben ein Recht darauf, ihre Lebenswelt aktiv 
mitzugestalten. Jugendbeiräte, Jugendparlamente und andere Formen kommunaler 
Beteiligung sind unverzichtbare Säulen einer lebendigen Demokratie. Sie 
ermöglichen, dass junge Menschen dort mitsprechen und mitbestimmen, wo 
Entscheidungen ihr direktes Lebensumfeld betreffen. Gerade in Zeiten sinkender 
Wahlbeteiligung und gesellschaftlicher Polarisierung sind Beteiligungsstrukturen für 
Kinder und Jugendliche ein wirksames Mittel, um Vertrauen in politische Prozesse zu 
stärken und demokratische Werte zu vermitteln. 

Kinder- und Jugendbeteiligung hat in Schleswig-Holstein einen hohen Stellenwert. 
Schleswig-Holstein blickt hier auf eine lange und erfolgreiche Tradition zurück: 1989 
wurde die Gemeinschaftsaktion „Schleswig-Holstein – Land für Kinder“ mit einem 
Förderfonds des Landes und des Deutschen Kinderhilfswerks gestartet, um Projekte 
zur Kinder- und Jugendbeteiligung zu finanzieren. 1996 war Schleswig-Holstein das 
erste Bundesland, das Beteiligungsrechte von Kindern und Jugendlichen 
ausdrücklich in der Kommunalverfassung (Gemeindeordnung, § 47 f) verankert hat.  

Viele Kommunen haben engagierte Jugendbeiräte aufgebaut, aber nicht überall ist 
es geschehen. Beteiligung darf nicht vom Zufall und vom Engagement Einzelner 
abhängen. Ziel muss es sein, landesweit tragfähige Strukturen zu schaffen, die 
Kindern und Jugendlichen echte Mitbestimmung ermöglichen. Die Einrichtung einer 
landesweiten Servicestelle für Kinder- und Jugendbeteiligung beim 
Landesbeauftragten für politische Bildung soll die Beteiligung weiter stärken. Solche 
Servicestellen wurden in vielen Bundesländern eingerichtet. Die Servicestelle soll 
u.a. Kommunen dabei unterstützen, Kinder- und Jugendbeteiligung aufzubauen, die 
Kindern und Jugendliche bei ihrer Beteiligung unterstützen, landesweite 
Mindeststandards für Jugendbeteiligung entwickeln und Fortbildung und Vernetzung 
anbieten. 
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Des Weiteren kann die Gründung eines landesweiten Dachverbandes der 
kommunalen Kinder- und Jugendvertretungen eine zentrale Rolle spielen: Er schafft 
Sichtbarkeit, Austausch und Unterstützung. Er gibt jungen Menschen eine 
gemeinsame Stimme in der politischen Mitbestimmung auf Landesebene.  

 

Sophia Schiebe 

und Fraktion 
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